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Der  Generalsekretär  hat  die  offizielle 
Mitteilung  aus   Naypyidaw  über  die 
Machtübergabe  vom Peace and Deve-
lopment  Council  an  die  neue  Regie-
rung der Republik der Union von Myan-
mar zur Kenntnis genommen.

Die Obrigkeit Myanmars hat somit die 
Möglichkeit  und  in  der  Tat  die  Ver-
pflichtung dem Volk gegenüber, zu zei-
gen, dass dieser Wechsel Gewicht hat 
und den  Beginn eines echten Schrittes 
weg  von  fast  50  Jahren  Militärregie-
rung  bedeutet.  Der   Generalsekretär 
glaubt, dass die Obrigkeit in einen um-
fassenden Dialog mit  allen relevanten 
Parteien  eintreten  muss  über  weitrei-
chende Reformen, die notwendig sind 
zur  Entwicklung eines glaubhaften Re-
gierungssystems,  das  erfolgreich  die 
politischen  und  sozio-ökonomischen 
Probleme,  denen  sich  Myanmar  ge-
genübersieht, angehen kann. Als Ant-
wort  auf  das  lang gehegte Verlangen 
des Volkes in Myanmar, nach nationa-
ler Aussöhnung, Demokratisierung und 
die  Anerkennung  von  Menschenrech-
ten,  ist  es  entscheidend,  das  Funda-
ment  für  einen  dauerhaften  Frieden 
und für die Entwicklung im Lande zu le-
gen.

Die  Vereinten  Nationen  fühlen  sich 
weiterhin zur Zusammenarbeit mit allen 
massgeblichen  Akteuren   verpflichtet, 
um eine stabile  und völlig  demokrati-
sche Zukunft  aufzubauen, zu der  alle 
Menschen in Myanmar beitragen kön-
nen.

            ****************************

Die in den USA niedergelassene Men-
schenrechtsgruppe  hat  einen  offenen 
Brief an das herrschende burmesische 
Regime gesandt mit der Aufforderung, 
die Menschenrechte oder das "Kriegs-
recht" einzuhalten und mit der UNO  im 
Hinblick  auf  die Untersuchung vermu-
teter  Kriegsverbrechen  des  burmesi-
schen Militärs zusammenzuarbeiten.

Der  Brief,  der  an  den  Wehrdiszipli-
naranwalt des Regimes, Generalmajor 
Yar Pyae adressiert  und vom Rechts- 
und  politischen  Direktor  James  Ross 
von Human Rights Watch (HRW) un-
terschrieben  wurde,  forderte  das  Re-
gime ebenfalls dazu auf, sicherzustel-
len, dass die für die Vergehen Verant-
wortlichen  zur  Rechenschaft  gezogen 
werden.

Der Brief  führt  aus:  "Die Führung der 
Armee muss ein Zeichen setzen, dass 
die Verbrechen aufzuhören haben und 
diese  Botschaft  dadurch  unterstrei-
chen, dass sie die Straftäter strafrecht-
lich verfolgt".

Die  burmesischen  Streitmächte  wer-
den seit langem beschuldigt, Zivilisten 
in einer Anzahl von Gebieten der ethni-
schen Minderheiten direkt ins Visier ih-
rer Angriffe zu nehmen, wie z.B. in den 
Provinzen  der  Karen,  Karenni,  Shan, 
Chin und Arakanesen.

Das Schreiben führt eine Vielzahl von 
Vergehen an, wie z.B. aussergerichtli-
che  Tötungen,  Folter,  Vergewaltigung 
von  Frauen  und  Mädchen, 

Zwangsarbeit,  Targeting  der 
Lebenssmittelversorgung  und  anderer 
Objekte,  die  für  das  Überleben  der 
Bevölkerung  notwendig sind, sowie die 
Beschlagnahme von Eigentum.

Das Regime wie auch andere bewaff-
nete Gruppen  in Burma werden eben-
falls für die Anwendung von Tretminen 
und die  aktive  Rekrutierung  und  Ein-
setzung  von  Kindersoldaten  kritisiert. 
Es bestehen auch weitverbreitete  Be-
richte darüber, dass die Junta Gefan-
gene  als  Lastenträger  in  der  Armee 
einsetzt  und  sie  in  einigen  Fällen 
zwang, als Minensucher herzuhalten.

Der Brief führte aus, dass das Regime 
seine Ernsthaftigkeit beweisen müsse, 
indem es "seine Bereitschaft erklärt, zu 
kooperieren  mit  dem  Vorschlag,  eine 
Untersuchungskommission  der  UNO 
im Hinblick auf Kriegsrechts- und Men-
schenrechtsvergehen einzusetzen."

Ein solcher Schritt würde "helfen, Ver-
gehen der Kriegsparteien des Landes 
einzudämmen", sagte Ross. Es würde 
ebenfalls  die  Tür  für  ernsthafte  Ge-
spräche  über  Recht  und  Verantwort-
lichkeit im Lande öffnen".
           ****************************

In  Einer  Erklärung  vom  vergangenen 
Samstag forderte Burmas grösste eth-
nische Gruppe,  die United War  State 
Army (UWSA - Vereinigte Armee des 
Wa-Staates)  die  Militärjunta  des  Lan-
des auf, den Dialog mit den Waffenstill-
standsarmeen  wieder  aufzunehmen, 
um ein Wiederaufflammen der Feind-
seligkeiten zu vermeiden.

Die Erklärung, die während einer  ...
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... Konferenz herausgegeben wur-
de,  an  der  200  Kompetenzmitglieder 
der UWSA teilnahmen, war an die bur-
mesische  Junta  und  die  Gruppe  der 
ethnischen Alliierten gerichtet.  Sie rief 
das Regime und die Waffenstillstands-
gruppen  dazu  auf,  darauf  zu  achten, 
dass ihre Differenzen über das Thema 
der   Grenzschutztruppen  (BGF)  und 
Gebietsansprüche  nicht  dazu  führen 
dürfen, dass ein neuer Krieg ausbricht.

Obwohl  es  eine versöhnliche  Haltung 
forderte,  wurde  in  der  Erklärung  das 
Regime dafür kritisiert,  seine Vorstel-
lungen  den  Waffenstillstandsgruppen 
aufzudrängen.

Einseitige "Verhandlungen" die die eth-
nischen  Vertreter  dazu  zwingen,  den 
Vertretern des Militärs zuzuhören, füh-
ren  nur  zu  Spannungen  und  Streit", 
stand in der Erklärung.

"Zur Entwicklung des Landes und zum 
Wohl  der  Bevölkerung  müssen  beide 
Seiten  Anstrengungen  unternehmen, 
Konflikte zu vermeiden", wurde hinzu-
gefügt.

In der Erklärung wurde auch erwähnt, 
dass, als sich  seinerzeit der Hauptver-
mittler  des  Regimes,  Generalleutnant 
Ye  Myint  mit  dem  Chef  der  UWSA, 
Bao Youxiang im Juni 2009 traf, dieser 
sagte,  dass  der  Chef  der  Junta,  Se-
niorgeneral Than Shwe die Gruppe als 
"Partner" anerkenne.

Die UWSA ist die stärkste bewaffnete 
Waffenstillstandsgruppe in Burma. Wie 
die meisten anderen Gruppen hat sie 
den  BGF-Plan  verworfen,  der  ethni-
sche  Milizen  dazu  auffordert,  sich  in 
Sondereinheiten zu transformieren, die 
unter  das  Kommando  des  burmesi-
schen Militärs gestellt sein sollen.

Das Regime betreibt den Plan mit we-
nig Erfolg seit April 2009. Obwohl sich 
eine Handvoll von Gruppen unter das 
BGF-Schema eingeordnet  haben,  ha-
ben  es  andere  abgelehnt  und  das 
Phantom des Wiederaufflammens von 
Feindseligkeiten  nach  mehr  als  zwei 
Dekaden verhältnismässigen Friedens 
auferstehen lassen.

            ****************************

Lt.  einer  Quelle  an  der  sino-
burmesischen  Grenze  wird  berichtet, 
dass  China  zwei  der  Anti-
Grenzschutzgruppen:  die  United  Wa 
State  Army (UWSA -   Vereinigte  Ar-
mee des Wa-Staates) und die National 
Democratic Alliance Army (NDAA - Ar-
mee  des  Nationaldemokratischen 
Bündnisses) davor warnte, sich auf ir-
gendwelche Gruppen einzulassen, die 
in  Opposition  zur  Militärjunta  stehen, 
andernfalls  sie  sich  Angriffen  ausge-
setzt sehen würden wie die Kachin In-
dependence Armee (Kachin Unabhän-
gigkeitsarmee)  und  die  Shan  State 
Army North (SSA - Armee der nördli-
chen Shan-Staaten).

Die  Quelle  zitiert  einen  der  chinesi-
schen Funktionäre wie folgt: "Die Junta 
wird Sie in Ruhe lassen, wenn Sie nicht 
auf die neue  Allianz eingehen".

Der Bericht muss jedoch noch von den 
Behörden der Wa oder Mongla bestä-
tigt werden.

Im Februar nahmen SSA und KIA an 
der Gründung des UNFC (United Na-
tionalities Federal Council - Bundesrat 
der  Vereinigten Nationalitäten),  einem 
Bündnis  von  11  bewaffneten Waffen-
stillstandsgruppen  und  Gruppen,  die 
keinen  Waffenstillstand  unterzeichnet 
haben, teil,  das den ehrgeizigen Plan 
hat,  eine  Unionsarmee  aus  den  be-
waffneten Streitmächten seiner Organi-
sationen zusammenzustellen (die SSA 
stieg später wieder aus mit der Begrün-
dung,  dass  sie  nur  auf  staatlicher 
Grundlage teilnehmen könne und nicht 
auf der Basis von Organisationen).

Einige Tage vor der Gründung kam es 
zu  einem  Gefecht  zwischen  der  KIA 
und der burmesischen Armee in Manzi, 
dies war das erste Mal innerhalb einer 
Periode von 18 Jahren Waffenruhe.

Die SSA wird seit dem 13. März eben-
falls von der Junta angegriffen. Es wird 
weiterhin über Gefechte zwischen bei-
den Seiten berichtet,  die  seit  gestern 
und heute an verschiedenen Orten in 
der  Monghsu-  und  Kehsi-Präfektur  in 

den südlichen Shan-Staaten, sowie in 
Mongyai im Norden der Shan-Staaten, 
ausgetragen wurden.

Bisher kam es zu 5 Gefechten: dreimal 
gestern und zweimal heute morgen. Ei-
nes  fand  im  Dorf  Monghang,  Gebiet 
Tuya, Mongnawng Untergemeinde der 
Präfektur Kehsi und in Mongyai in den 
nördlichen  Shan-Staaten  zwischen 
dem Bataillon SSA Nr. 801 und einigen 
Truppen  der  burmesischen  Armee 
statt, die dort patrouillierte.

Weitere wurden am Hügel Kawngsao-
mong  in der Nähe des Dorfes Long-
kawng  bei  Mongyai  im  Norden  der 
Shan-Staaten zwischen dem 1. Batail-
lon der SSA ausgetragen und ein wei-
teres zwischen dem Bataillon 196 der 
SSA   in  den  Dörfern  Nam-nga  und 
Wan Hwe. Wie ein Offizier  der SSA 
berichtete, hielten die Angriffe eine hal-
be Stunde lang an.

"Es wurden mindestens 3 Soldaten der 
burmesischen Armee getötet. Wir sam-
meln  noch  weitere  Daten,"  sagte  der 
Offizier.

Lokalen  Quellen  zufolge  kam  es  mit 
dem 801 der SSA zu Zwischenfällen in 
Loi Zang bei Mongnawng, die von 3 bis 
9 Uhr, d.h. 6 Stunden lang anhielten.

Weiter kam es zu Gefechten zwischen 
Mong Awd und Tawoonkeng am Sal-
ween-Übergang.  Zur  Zeit  bewegen 
sich  tausende  Truppen  der  burmesi-
schen Armee in dem von der SSA kon-
trollierten Gebiet und entlang des Sal-
ween, der als gemeinsame Grenze mit 
der UWSA gilt.

Die burmesische Armee führt hunderte 
von  Maultieren  und  Pferden  für  den 
Transport in dem wegelosen ländlichen 
Gebiet mit sich.

            ****************************

Lt. Informationen des Geheim-    ...
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... dienstes in Naypyidaw plant die 
burmesische Militärjunta,  die Amtsan-
trittszeremonie  für  den  gewählten  zu-
künftigen Präsidenten Thein Sein und 
seinem Kabinett vor dem Besuch eines 
hochrangigen  chinesischen  Führers 
durchzuführen.

Die   Vereidigungszeremonie  wird  lt. 
Bericht  möglicherweise  in  der  Woche 
nach dem Tag der Streitkräfte, in der 
Zeit  vom 27. März bis Freitag, den 1. 
April  stattfinden.  Jia  Quinglin,  viert-
höchster Beamter in der Hierarchie des 
chinesischen Politbüros, trifft am Sonn-
abend, den 2. April ein.

Ein hochrangiger Beamte in Naypyidaw 
bestätigte  den  Besuch  Jia  Quinglins 
und bezeichnete ihn  als "Gratulations-
besuch" Beijings.

"Die Chinesen unterhalten enge Bezie-
hungen zu unserer  Regierung",  sagte 
er. "Der chinesische Führer kommt, um 
U Thein Sein zu gratulieren".

Er fügte hinzu, dass eine burmesische 
Delegation, die aus einigen Mitgliedern 
der  neuen  Regierung  bestehen  soll, 
nach  China reisen wird, um sich dort 
mit ihren Amtskollegen zu treffen.

Beamte beider Länder haben die Bur-
mareise Jia Quinglins, Vorsitzender der 
Chinese People's  Consultative  Confe-
rence  (Beratende  Versammlung  des 
chinesischen Volkes) und Mitglied des 
mächtigen ständigen Ausschusses der 
chinesischen kommunistischen Partei, 
vorbereitet.

Fast  drei  Monate nach den allgemei-
nen burmesischen Wahlen vom 7. No-
vember fand am 31. Januar die Eröff-
nungssitzung  des  Parlamentes  statt, 
das von Offizieren des Militärs und Mit-
gliedern, der von der Junta gestützten 
Union Solidarity and Development Par-
tei dominiert wird. Das Parlament wähl-
te  Premierminister  und  Exgeneral 
Thein Sein zum Präsidenten, während 
am 4. Februar der 1. Sekretär und Ex-
general  Tin  Aung  Myint  Oo  und  Sai 
Mauk Kham, ein USDP Parlamentarier 
der Shan, zu Vizepräsidenten gewählt 
wurden. 

Zwei Tage später berichtete das staat-
liche  Nachrichtenblatt  New  Light  of 
Myanmar, dass der chinesische Präsi-
dent Hu Jintao und sein Nachfolger, Vi-
zepräsident Xi Jinping, Thein Sein und 
seinen  zwei  Vizepräsidenten  Glück-
wünsche  übermittelt hätten, was somit 
die erste  Anerkennung der neuen bur-
mesischen  Präsidentschaft  durch 
einen ausländischen Staat war.

Burmas Junta ist  darum bemüht,  das 
neue Kabinett zu vereidigen, bevor am 
1.  April  das  neue Finanzjahr  beginnt. 
Dieses  Datum  bedeutet  jedoch  nicht 
das  Ende der  Aera  des  State  Peace 
and  Development  Council  (SPDC  - 
Stattlicher Friedens- und Entwicklungs-
rat), der seit 1988 das Land regiert hat. 
Beobachter  weisen  darauf  hin,  dass 
das offizielle SPDC-Budget in das bur-
mesische  Finanzbudget  2011/2012 
übernommen wurde.

Beobachter halten auch fest, dass der 
Entschluss Beijings, seinen vierthöchs-
ten Beamten nach Naypyidaw zu sen-
den,  die  diplomatische  Anerkennung 
Thein Seins als Nummer 4 in der Hier-
archie  der  burmesischen  Junta  nach 
Seniorgeneral  Than  Shwe,  Vize-
Seniorgeneral Maung Aye und Exgene-
ral Shwe Mann, der jetzt Sprecher des 
Hauses ist, bedeutet.

Jia Quinglins Besuch erfolgt kurz nach 
dem Besuch eines hochrangigen Offi-
ziers  der  Chinese  People's  Liberation 
Army (PLA - Befreiungsarmee des chi-
nesischen  Volkes).  Generalleutnant 
Jia  Tingan,  stellvertretender  Direktor 
der  PLA  der Allgemeinen politischen 
Abteilung, besuchte das Land vom 12. 
bis 16. März.

Der Besuch des chinesischen Armee-
offiziers fand in der Zeit erhöhter Span-
nungen  zwischen  den  burmesischen 
Regierungstruppen und den bewaffne-
ten Gruppen der Ethnien in den Shan-
Staaten,  einem der  Überlandtor  nach 
China,  statt.

Die  burmesischen  Staatsmedien  be-
richteten am Donnerstag, dass Jia Tin-
gan, nach einem Besuch in Naypyidaw, 
Mandalay und der Militärstadt Pyin Oo 
Lwin, am Mittwoch in Rangoon  seinen 
burmesischen Amtskollegen,  General-
major Tin Ngwe, Chef des Büros 5 für 
Sondereinsätze aufsuchte.

China ist  der engste Verbündete Bur-
mas, wie auch führender Investor und 
Geschäftspartner des Landes. Auf der 
anderen Seite ist Burma die wichtigste 
strategische Route  für seinen Zugang 
zum Indischen Ozean. China hat min-
destens  US  $2.5  Bio.  in  sino-
burmesische  Öl-und  Gasleitungspro-
jekte investiert, die vom westlichen bur-
mesischen Hafen in Kyaukpyu bis nach 
Kunming,  Landeshauptstadt  der  Pro-
vinz  Yunnan  im  Südwesten  Chinas, 
führen.

            ****************************

Beide  Kammern  des  burmesischen 
Parlaments treffen sich seit 31. Januar, 
aber  den  Gesetzgebern  war  es  am 
Donnerstag  zum  ersten  Mal  erlaubt, 
Fragen zu stellen und Vorschläge ihrer 
Parlamentskollegen  zu  diskutieren. 
Dies  führt  einige  Beobachter  dazu, 
skeptisch zu sein, ob irgendein unmit-
telbarer  Wandel  der  gegenwärtigen 
Regierungspolitik in dieser Parlaments-
sitzung erwartet werden kann.

Lt. The New Light of Myanmar, einem 
staatlichen  Nachrichtenblatt,  war  es 
den  Parlamentarier   beider  Häuser, 
dem Amyotha Hluttaw (Oberhaus) und 
dem  Pyithu  Hluttaw  (Unterhaus)  ge-
stattet, den amtierenden Ministern Fra-
gen  zu  stellen  und  Vorschläge  ihrer 
Parlamentskollegen  über  eine  Reihe 
von Staatsangelegenheiten zu diskutie-
ren, die im Vorhinein unterbreitet wer-
den mussten.

Unter  den  Themen,  die  von  Parla-
mentsmitgliedern  erhoben  wurden, 
sind  die Rolle der Zentralregierung bei 
Hilfs- und Wiederaufbaumassnahmen, 
die  nachNaturkatastrophen  notwendig 
werden,  die  Themen  des  Landeigen-
tums  und  Beschlagnahme  von  Land, 
Bildungsreformen und Umweltbelange, 
die sich auf eine Jademine in der Pro-
vinz der Kachin beziehen.

Die  Minister  der  Junta,  die  ebenfalls 
Mitglied des Parlamentes sind, antwor-
teten auf  alle Fragen und Vorschläge 
mit langen Erklärungen, die eine gros-
se  Anzahl  statistischer  Daten  enthiel-
ten, aber am Ende lehnten sie  die Vor-
schläge ab, forderten deren Rücknah-
me oder machten vage Versprechun-
gen für die Zeit, wenn diese dazu güns-
tig sei.

Beobachter  wiesen  darauf  hin,  dass 
die Minister von Ministerialbeamten un-
terstützt  wurden,  denen  alle  Möglich-
keiten offen standen und dadurch  ..
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...  soviel  Daten  zusammentragen 
konnten,  um ihre Position zu stützen, 
während es normalen Parlamentariern 
nur möglich war, aus Zeitmangel, Ma-
terial, Geld oder technischer Hilfsmittel, 
minimale  Nachforschungen  anzustel-
len.

"Nach den Wahlen war uns nicht  be-
wusst,  inwieweit  das junge Parlament 
demokratische  Prinzipien  anwenden 
würde - die Situation hielt sich lange im 
Ungewissen", sagte Khin Maung Swe, 
Führer  der  Nationaldemokratischen 
Kraft (NDF - National Demokratic For-
ce), die im nationalen wie auch in den 
regionalen  Parlamenten  16  Sitze  ge-
wann.  "So  war  uns  nichts  anderes 
möglich, in dieser ersten Sitzung einige 
dringende  Themen  anzusprechen, 
aber wir müssen später diese Themen 
mit mehr Recherche verfolgen".

Ein Parlamentsmitglied berichtete dem 
Irrawaddy, dass die Zeitung der Junta 
Einzelheiten der Fragen der Parlamen-
tarier zensierte.

"Einige Parlamentarier diskutierten die 
Themen in allen Einzelheiten, aber die 
Zeitung  gab  nicht  ihre  Kommentare 
dazu  wieder,  sagte  ein  Vertreter  des 
Pyithu Hluttaw unter der Bedingung an-
onym zu bleiben.  "Es gab zum Beispiel 
detaillierte  Diskussionen  hinsichtlich 
der unzulänglichen Reisversorgung  für 
die Opfer  des Zyklons  Giri,  was  zum 
Teil auf die Korruption der lokalen Be-
hörden zurückzuführen ist".

Weiterhin  wird  im  Parlament  darüber 
spekuliert, dass der Antrag auf Freilas-
sung politischer Gefangener und eine 
Generalamnestie in den Diskussionen 
gestrichen wurden.

Aber nach der Möglichkeit befragt, die-
ses  Thema  im  Parlament  diskutieren 
zu  können,  antwortete  Khin  Maung 
Swe: "Soweit wir wissen, liegt er immer 
noch  auf  dem  Tisch  und  wir  hoffen, 
dass wir ihn bald besprechen können. 

            ****************************

Rangoon:  Am  Freitag  kritisierte  die 
burmesische  prodemokratische  Grup-
pe ein neues Gesetz, das es dem Mili-
tärchef des Landes erlaubt, über einen 
Sonderfonds  ohne  vorherige  Vorlage 

beim Parlament zu verfügen.

Der Fonds, der gleichzeitig mit Festle-
gung des neuen Budgets eingerichtet 
wurde, von dem fast ein Viertel für das 
Militär bestimmt ist, kann vom Befehls-
haber des Militärs für die Zahlung von 
Kosten, die zur nationalen Verteidigung 
und Sicherheit entstehen, in Anspruch 
genommen  werden.  Einer  Erklärung 
der  National  League  for  Democracy 
von Aung San Suu Kyi zufolge, benö-
tigt er hierzu  lediglich die Zustimmung 
des Präsidenten.

Burmas  gewählter  Präsident  Thein 
Sein ist ehemaliger General, der Ende 
der ausgehenden Regierung der Junta 
als Premierminister diente. Jetzt steht 
er  an  der  Spitze der  vom  Militär  ge-
stützten Union Solidarity and Develop-
ment Party, die die Wahl im November 
mit grosser Mehrheit gewann, die nach 
Ansicht des grössten Teils der Interna-
tionalen  Gemeinschaft  zugunsten  der 
Junta  gefälscht worden war. Ein Man-
dat, das ein Viertel der Parlamentssitze 
für Personen, die vom Militär  ernannt 
wurden,  reserviert,  stellt  sicher,  dass 
das  Militär  weiterhin  die  Führung  in 
Händen hält.

Das  Gesetz  für  den  Sonderfonds  er-
laubt  es,  das  Geld  für  die  Sicherheit 
der  nationalen  Souveränität  und  zum 
Schutz gegen Desintegration der Uni-
on" einzusetzen  und  besagt, dass der 
Oberkommandierende   des  Militärs 
"hinsichtlich der Anwendung keiner Be-
fragung, Erklärung, Prüfung oder Orga-
nisation unterliegt".

Sogenannte Geheimfonds werden von 
einigen Ländern dazu benutzt, Einzel-
heiten über sensible Militär-  oder Ge-
heimdienstinformationen  zu  verschlei-
ern.  Sie  können  jedoch  auch  als 
Schmiergeldfonds  eingesetzt  werden, 
was zu Korruption verführt, da die Be-
nutzer  nicht  zur  Verantwortung  gezo-
gen werden können.

"Da es das Gesetz dem Obersten Be-
fehlshaber erlaubt,  den Fonds zu be-
nutzen, ohne einer Person oder einer 
Organisation  Rechenschaft  darüber 
abzulegen, entspricht es nicht den Nor-
men des Gesetzes", besagt die Erklä-
rung der NLD.

Suu Kyis  Organisation  kritisiert  eben-
falls  das  kürzlich  von  der  Regierung 
veröffentliche Budget, das dem Militär 
zuviel  Geld  zuweist  und  nicht  genü-
gend für soziale Dienste berücksichtigt.

Die  Erklärung  führt  weiter  aus,  dass 
das  Budget  für  den  Haushalt 
2011/2012 eher dem neueingesetzten 

Parlament  hätte  vorgelegt  werden 
müssen, statt von der Junta  beschlos-
sen zu werden.

Die  Regierung  beschloss  das  Budget 
am 27. Januar,  einige Tage vor   der 
ersten Parlamentseröffnung  innerhalb 
von zwei Dekaden. Einzelheiten, die in 
der offiziellen Government Gazette ver-
öffentlicht  wurden,  ist  zu  entnehmen, 
dass fast ein Viertel des 7.6  Billionen 
Kyat  ($8.45  Billionen)  umfassenden 
nationalen Budgets für die Verteidigung 
bereitgestellt werden. Der Anteil für Er-
ziehung beläuft sich auf 4.3% und für 
Gesundheit auf 1.3%.

Burma gehört, gemessen am Gesund-
heitsindikator, zu den ärmsten Ländern 
Asiens. 
            ****************************

Es  wird  erwartet,  dass   burmesische 
Mönche  heuter der deutschen Regie-
rung  einen  Brief  übergeben  werden 
(Reuters)

Als Vertreter der All Burma Monks Al-
liance  (ABMA  -  Gesamtburmesische 
Mönchsvereinigung),  werden  zwei 
Mönche  dem  Ausssenministerium 
einen offenen Brief  übergeben und vor 
dessen Büro in Berlin einen stummen 
Protest begehen.

Ashin  Sopaka,  der  den  Brief  zusam-
men  mit  Ashin  Kovida  überbringen 
wird, berichtete dem DVB, dass er das 
deutsche  Volk  bittet,  gegen  das  an-
scheinende  Lobbying  hinsichtlich  der 
Aufhebung von Sanktionen seiner Re-
gierung  bei  anderen  EU-Staaten  zu 
protestieren. "Sie sind mehr daran in-
teressiert, mit dem Regime Geschäfte 
zu  machen;  sie  sagen,  dass  es  sich 
nun  um eine neue Regierung handele, 
mit der sie eine Zusammenarbeit wün-
schen.  Deshalb  setzen sie  sich  dafür 
ein und wollen mit der Junta arbeiten, 
und sie wünschen, keine Kritik   ...

 Für Frieden, Freiheit, Demokratie und Menschenrechte in Burma 

The Irrawaddy Today's Newsletter for Saturday, 
March 5, 2011, news@irrawaddy.org, 
www..irrawaddy.org, 05.03.2011, 07:43:17

The Irrawaddy - 
<http://www.irrawaddy.org/article.php?art_id=20881>

ASSOCIATED PRESS,  5. März 2011

NLD kritisiert
Militärfond   

aungthu@t-online.de 

Reuters -  Published: 21 March 2011

Mönche
beurteilen die
deutsche Haltung
Sanktionen
gegenüber als sehr
zurückhaltend
Es wird erwartet, dass  burmesische Mönche 
heuter (21.03.2011) der deutschen Regierung 
einen Brief übergeben werden (Reuters)

JOSEPH ALLCHIN   -  21. März 2011

Democratic Voice of Burma 
<http://www.dvb.no/news/monks-condemn-germanys-sanctions-line/14864>

  

http://www.dvb.no/news/monks-condemn-germanys-sanctions-line/14864
mailto:aungthu@t-online.de
mailto:news@irrawaddy.org


  Seite 5                                                                     Burma Report   A-95                                                           April 2011   

... von anderen Staaten zu hören".

Eine  Gruppe  Aktivisten   von  Burma 
Campaign  UK bestätigt, dass sowohl 
die deutsche Regierung wie auch Itali-
en und Spanien sich bei anderen EU-
Staaten dafür einsetzen, die EU-Sank-
tionen gegen Burma aufzuheben. Die-
se Vermutung sickerte auch in einem 
Kabel von Wikileak durch, in dem ein 
britischer Diplomat  seinem amerikani-
schen Amtskollegen mitteilte, dass die 
Deutschen über die Situation in Burma 
"das zu hören bekamen, was sie zu hö-
ren wünschten" und infolgedessen Dis-
kussionen innerhalb der EU über eine 
Lockerung  der  derzeitigen  Massnah-
men begonnen hätten .

Seit den Wahlen, die die Junta im ver-
gangenen  November  abgehalten  hat, 
gab es wiederholt Aufforderungen, die 
Sanktionen  zu  beenden.  Sopaka  be-
richtete DVB jedoch über den Protest: 
"Wir  möchten  aufzeigen,  was  hinter 
den Kulissen  gespielt  wird  -   wie  die 
Wahl  organisiert  wurde und die neue 
Regierung zustande kam.  Wir möch-
ten  ihnen  klar  machen,  dass  sie  nur 
das Kleid, ihre Uniform abgelegt hätten 
und so  vom  Soldaten  zur  Zivilperson 
wurden,  ihre  Politik  bleibt  jedoch  die 
alte. Wir möchten sie darauf aufmerk-
sam machen, dass es jetzt noch mehr 
politische Gefangene gibt und die Mön-
che sich immer noch im Gefängnis be-
finden.

"Wir möchten, dass sie die gemeinsa-
me  Position  der  EU beibehalten;  das 
ist unsere Hoffnung. Ich hoffe, sie wer-
den uns verstehen und unsere Stimme 
hören".

Deutschland hat eine lange Geschichte 
gemeinsamer  Geschäftsbeziehungen 
mit der burmesischen  Junta. Nach den 
von  Mönchen  angeführten  Protesten 
im September 2007 stellten Aktivisten 
in Deutschland fest,  dass es sich bei 
dem Gewehr, mit dem der japanische 
Journalist Kenji   Nagai getötet wurde, 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  um  ein 
deutsches G3-Sturmgewehr gehandelt 
habe,  das  von  der  burmesischen  Ar-
mee seit 1960  als wichtigtes Gefechts-
Sturmgewehr eingesetzt wird. Eine um-
fassende Untersuchung des DVB, die 
sich auf  den Bericht eines Überläufers 
stützt, zeigt, dass  die deutsche Firma 
für Maschinenteile Deckel Maho Gilde-
meister (DMG) Teile für das burmesi-
sche Atomprogramm geliefert hat.

Unter  Berücksichtigung der  Tatsache, 
dass  Aktivisten  hinter  der  deutschen 
Haltung  eine  Beschwichtigungspolitik 
vermuten,  traf  sich eine grosse Dele-
gation von einigen 30 Diplomaten der 

EU mit Aung San Suu Kyi in Rangoon, 
um  mit  ihr  die  Sanktionen  zu 
besprechen.  Dies  erfolgte  auch  im 
Anschluss  eines Appells der Parteien, 
die  Sanktionen  aufzuheben,  unter 
ihnen  die  National  Democratic  Force 
(NDF),  die  sich  von  der  National 
League  for  Democracy  (NLD) 
abgespalten hatte, um an den Wahlen 
des  vergangenen  Jahres  teilnehmen 
zu können,.

Sopaka wird heute in der Zeit von 14 
bis 18 Uhr einen stummen Protest vor 
dem  Aussenministerium  im  Zentrum 
Berlins führen.

Die  Junta  antwortete  inzwischen  auf 
die  fortgesetzte  Unterstützung  von 
Sanktionen durch die NLD mit der Dro-
hung,  dass  es  mit  der  Partei  einsch-
liesslich   Aung  San  Suu  Kyi  "ein 
schlimmes Ende" nehmen werde.

            ****************************

Oppositionsführerin Aung San Suu Kyi 
sagte am Mittwoch, dass die Sanktio-
nen  gegen  die  Militärjunta  in  Burma 
weiter  bestehen sollen,  während  sich 
die  Europäische  Union   auf  die  Ent-
scheidung vorbereitet, ob diese aufge-
hoben werden sollen oder nicht.

In einen Interview mit  der  Frankfurter 
Rundschau bestand die Nobelpreisträ-
gerin darauf: "Sanktionen müssen blei-
ben. Sanktionen sollten nur dann auf-
gehoben werden, wenn sich hier etwas 
verändert".

Die EU ist bereit, im April zu entschei-
den,  ob  die  Sanktionen,  die  wegen 
Menschenrechtsverletzungen  einge-
führt  wurden,  nach  Suu  Kyis  Entlas-
sung aus dem Hausarrest im Novem-
ber fortgeführt werden sollten.

In  der  vergangenen  Woche  führten 
EU-Diplomaten  Gespräche  mit  Suu 
Kyi, 65, über die Möglichkeit der Aufhe-
bung von Sanktionen des Westens, die 
kürzlich  von  der  Expertenkommission 
der Internationalen Krisisgruppe (Inter-
national  Crisis  Group)  als  "kontrapro-
duktiv" kritisiert wurden.

Verfechter  von  Handels-  und  Wirt-
schaftssanktionen  sind  der  Ansicht, 

dass  dies  der  einzige  Weg  sei,  um 
Druck auf die Militärherrscher in Burma 
auszuüben,  wo  vermutet  wird,  dass 
sich dort noch um die 2.200 politische 
Gefangene hinter Gittern befinden.

Trotz  der  Restriktionen für  Geschäfte 
des  Westens,  haben  asiatische  Fir-
men, vor allem aus China, Indien, Thai-
land und Südkorea die politische Situa-
tion  und  Menschenrechtsverletzungen 
ignoriert  und in  das  ressourcenreiche 
Burma investiert.
            ****************************

Diesen  Monat  erscheint  bei  Voice  of 
Witness  (Zeugenstimme)  das  Buch 
Heimatlos:  Erzählungen  von  Überle-
benden des  burmesischen  Militärregi-
mes.  Heimatlos ist eine zutiefst beein-
druckende Sammlung von Zeugenbe-
richten aus erster Hand von Burmesen, 
die  von  der  Niederwerfung  des 
burmesischen Militärregimes  betroffen 
sind.  Die  Zeugenberichte  wurden von 
den  Schriftstellern  Maggie  Leme  und 
Zoë West zusammengestellt  und her-
ausgegeben. Dieses Buch ist der sieb-
te Titel, der in der Serie Voice of Wit-
nes  herausgegeben wird und soll  ab 
15.  März 2011 in  den USA erhältlich 
sein. Sie erfahren mehr über 
dieses Buch und die Arbeit von Voice 
of  Witness  unter  www.voiceofwit-
ness.org.
The Irrawaddy erhielt  den Zugang zu 
Auszügen  einiger  dieser  Zeugenbe-
richte. Diese Woche stellen wir Ma Su 
Mon heraus.

Die Geschichte Ma Su Mons
Ma Su Mon verband sich 1996, als die  
regierende Militärjunta  alle  Universitä-
ten des Landes für vier Jahre schloss,  
mit  der  burmesischen  Demokratiebe-
wegung.  Sie  begann  ein  Studium im 
Büro der NLD, wo sie "Auntie" (Tante)  
Daw Aung San Suu Kyi kennenlernte -  
und fühlte sich aufgerufen, als ordentli-
ches  Mitglied  der  Jugendgruppe  der 
Opposition  beizutreten.  Wegen   ihrer  
Zugehörigkeit  zur  NLD wurde  Ma Su 
Mon von Offizieren des Geheimdiens-
tes  festgenommen  und  ins  Insein-
Gefängnis gebracht, wo man sie einer  
grausamen Behandlung unterwarf,  in-
dem  man  ihr  ausreichende  Nahrung 
vorenthielt  und  wo  sie  elf  Monate  in  
Einzelhaft verbringen musste. Sie war 
22  Jahre  alt.  Nach  ihrer  Entlassung 
wurde sie Journalistin und lebt jetzt in  
Thailand, wo sie an ihren       ….

 Für Frieden, Freiheit, Demokratie und Menschenrechte in Burma 

aungthu@t-online.de

Democratic Voice of Burma - 
<http://www.dvb.no/news/suu-kyi-says-sanctions-must-remain/14898>

Suu  Kyi sagt:
Die Sanktionen
müssen bleiben
AFP, 23. März 2011

  

The Irrawaddy Today's Newsletter for Tuesday, 
March 8, 2011,news@irrawaddy.org, 
www.irrawaddy.org, 08.03.2011,  13:51:36

The Irrawaddy, 
Dienstag, den 8.März 2011  - 
<http://www.irrawaddy.org/article.php?art_id=20894>

"Heimatlos"  MA SU MON

http://www.irrawaddy.org/article.php?art_id=20894
http://www.irrawaddy.org/
http://www.irrawaddy.org/
mailto:news@irrawaddy.org
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...  Master  in  Kommunikation  und 
der Karriere zur Journalistin arbeitet

Zu Beginn meiner vollen Mitgliedschaft 
in  der  NLD verrichtete  ich  zuerst  nur 
ganz einfache  Dinge.  Als  wir  am 13. 
März 2000 den Menschenrechtstag be-
gingen,  veränderte  sich  die  Lage 
schlagartig.  Die  NLD  hielt  am  Men-
schenrechtstag in Myanmar eine Feier-
stunde  ab  und  veranstaltete  einen 
Dichter-  und  Malwettbewerb.  Ich 
schrieb über meine Erfahrungen an der 
Universität in Burma und  über meine 
Sorge, die Ausbildung nicht fortsetzen 
zu können. Ich schrieb, dass ich durch 
die Unterdrückung der Militärregierung 
veranlasst  wurde,  an  der  politischen 
Bewegung  teilzunehmen.  Ich  stellte 
fest,  dass Politik  zu einer neuen Uni-
versität  in  meinen  Leben  geworden 
war.  Mein  Gedicht  gewann  und  Daw 
Aung San Suu Kyi übergab mir  wäh-
rend der Feierstunde den Preis.

Wir  waren  während  dieses  Monats 
sehr  beschäftigt,  Daw Aung San Suu 
Kyi bereiste unsere Städte, um behilf-
lich  zu  sein,  ein  Netzwerk  für  NLD-
Mitglieder aufzubauen und die Position 
von  Studentenführern  zu  bestimmen. 
Jede Stadt hatte drei  Studentenführer 
an der Spitze - den ersten, den zweiten 
und den dritten Führer. Ich wurde zum 
dritten Führer meiner Stadt ernannt.

Wir waren uns bewusst, dass wir fest-
genommen  würden,  deshalb  blieben 
einige meiner Freunde nicht mehr  bei 
ihren Familien. Als wir von der Führung 
unseren  Posten  zugeteilt  erhielten, 
wusste ich, dass irgendetwas mit  uns 
geschehen wird. Aber ich dachte nicht, 
dass dies so schnell passieren würde. 
Bald  begann die  Regierung,  alle  Mit-
glieder  festzunehmen,  und so  kamen 
sie auch zu mir nach Hause

Sie  drangen einfach  in  mein  Zimmer 
ein und begannen, überall zu suchen. 
Sie fanden einige Papiere - einige öf-
fentliche Erklärungen und die Urkunde 
meines Dichterpreises. Sie nahmen al-
les  mit.  Ich  hatte  damals  wirklich 
Angst, ich war sehr nervös. Ich konnte 
mich nicht mehr auf den Beinen halten.

Die Beamten benötigte ungefähr 25 Mi-
nuten,  um  alle  meine  Papiere  einzu-
sammeln.  Sie  zwangen meine  Mutter 
und  die  Gemeindeangestellten,  ein 
Schriftstück  zu  unterzeichnen,  durch 
das sie bestätigten, dass ihnen meine 
Mitnahme  bekannt  sei  und  sie  darin 
einwilligten. Sie verbanden mir die Au-
gen  und  behandelten  mich  sehr  roh, 
als sie mich ins Auto beförderten.

Als  sie  mich  zum  Gelände  des  Ge-
heimdienstes brachten, befanden sich 
dort  bereits  so  um die  hundert  Men-
schen,  die  ebenfalls  festgenommen 
und zum Verhör gebracht worden wa-
ren.  Ich  konnten  die  anderen  sehen, 
unter ihnen waren auch einige meiner 
Freunde, aber wir konnten nicht mitein-
ander sprechen. Der Geheimdienstoffi-
zier  sagte:  "Wenn  Du  dieses  Papier 
hier  unterschreibst,  kannst  Du  sofort 
nach Hause gehen".  Das Papier be-
sagte:  "Ich  werde  mich  an  keinerlei 
politischer  Bewegung  beteiligen.  Ich 
werde mich nicht mehr politisch enga-
gieren. Ich werde dies nicht mehr un-
terstützen". Einige meiner Freunde un-
terzeichneten das Schriftstück,  ich je-
doch nicht. Es würde mich Lügen stra-
fen,  denn  ich  konnte  so  etwas  nicht 
versprechen.

Nachdem  ich  ihnen  mitgeteilt  hatte, 
dass  ich  nicht  unterschreiben  werde, 
teilten sie uns in zwei Gruppen. Sie zo-
gen uns Kapuzen über die  Köpfe wie 
bei  Menschen,  die  zur  Exekution  ge-
führt  werden.  Wir  konnten  nicht  das 
geringste  sehen.  Dann  verfrachteten 
sie  unsere Gruppe in  ein Polizeiauto, 
das mit Gittern versehen war. Wir wa-
ren  so  viele,  dass  wir  kaum  atmen 
konnten.  Wir  konnten  einander  nicht 
sehen  und  wussten  nicht,  wer  der 
Nächststehende  war.  Möglicherweise 
dauerte die Fahrt nur eine Minute, aber 
es erschien uns wie eine Stunde, bis 
sie die Tür des Transportwagens öffne-
ten.  Sie  hatten  uns  ins  Insein-
Gefängnis gebracht, dem grössten Ge-
fängnis im Lande.
           ****************************

"  Jene,  die  für  sich  in  Anspruch  neh-
men, sich nicht in die inneren Belange 
von  Burma  einzumischen,  schrecken 
vor  einer  wirtschaftlichen  Beteiligung 
nicht  zurück.  Wie  können  Sie  sagen, 
dass Sie sich nicht in die inneren Belan-
ge unseres Landes einmischen, solange 
Sie  wirtschaftlich  daran  teilnehmen?" 
(Ashin Kovida).

Am  21.  März  2011  überbrachten  die 
burmesischen  Mönche  Ashin  Kovida 
und Ashin Sopaka der deutschen Re-

gierung ein Schreiben, mit dem sie um 
Unterstützung  des  burmesischen 
Volkes  baten.  Die  darin  enthaltene 
Erklärung  wurde  Anfang  Dezember 
2010 von der  ABMA -  the All  Burma 
Monks  Alliance  (Vereinigung  aller 
burmesischen  Mönche) 
herausgegeben, der  Organisation,  die 
für  den Aufstand von 2007 in Burma 
verantwortlich war.

In Begleitung der Mönche nahmen an 
dem Treffen im deutschen Aussenmi-
nisterium teil:  Ko Aung Htoo, General-
sekretär  des  burmesischen  Juristen-
verbandes, Aung Thu von Burma Büro 
Deutschland  e.V.,  Michael  Funk  vom 
deutschen  Buddhistenrat  (DBU)  und 
Alexandra Rösch, Vertreterin des The 
Best  Friends  International  e.V.,  Theo 
Kidess vom Departement Südostasien, 
Dirk Sanders von der Menschenrechts-
abteilung  und   Delegierter  des  Bot-
schafters  für  Menschenrechte  in 
Deutschland.

In dem offenen Brief  bittet  die ABMA 
die UNO, EU, ASEAN sowie alle Re-
gierungen der Internationalen Gemein-
schaft um ihre Unterstützung. Die Or-
ganisation der Mönche möchte beson-
ders  jetzt  öffentlich  den  Appell  von 
Aung San Suu Kyi  unterstützen.  Aus 
diesem Grunde wurde eine Erklärung 
abgegeben  mit  der  Bitte  an  das  Re-
gime: umgehend alle Mönche und poli-
tischen  Häftlinge  zu  entlassen,  die 
2007 festgenommen wurden.an die In-
ternationale Gemeinschaft: die Wahler-
gebnisse  von  2010  nicht  anzuerken-
nen;  die  Organisation  einer  zweiten 
Panglong-Konferenz  zu  unterstützen 
und alles  daran zu setzen,  damit  ein 
Dialog zwischen dem Regime der Op-
position und den Führern der Ethnien 
zustande kommt. 

Theo Kidess vom Dezernat Südostasi-
en des deutschen  Aussenministeriums 
zeigte sich mit der Entlassung der poli-
tischen  Häftlinge  einverstanden.  "Sie 
müssen umgehend und bedingungslos 
freigelassen  werden,"  sagte  er.  Es 
kann nicht akzeptiert werden, dass die 
Mönche  immer  noch  im  Gefängnis 
sind."

Er stimmte auch zu, dass es sich bei 
den Wahlen von 2010 um einen Betrug 
handele.  "Aber  ich  denke  nicht,  dass 
wir  auf  die  Ergebnisse  der  Wahl  von 
1990  zurückgreifen  können.  Es  gibt 
jetzt eine Zivilgesellschaft in Burma, es 
gibt verschiedene Parteien und unter-
schiedliche  Meinungen.  Wir  bemühen 
uns,  die Zivilgesellschaft  zu unterstüt-
zen".  Theo Kidess sagte auch, dass 
Deutschland  bereit  wäre,  eine  zweite 
Panglong-Konferenz zu       ….
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... unterstützen,  "falls  alle 
Parteien in Burma dieser zustimmten. 
Wir warten darauf."

Neben dem Offenen Brief wird  zur Zeit 
auch die Möglichkeit diskutiert, die bur-
mesischen Militärchefs wegen Kriegs-
verbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit   vor  den  Untersu-
chungsausschuss des  Internationalen 
Strafgerichtshofes  zu  bringen,  sowie 
die deutsche Haltung gegenüber Sank-
tionen gegen Burma. Theo Kidess sag-
te:  "Wir  haben  niemals  gesagt,  dass 
wir eine Untersuchung wegen Verbre-
chen  gegen  die  Menschlichkeit  nicht 
unterstützen wollen.  Aber wir  müssen 
uns alle Beweise ansehen. Sollten alle 
Tatsachen offen vorliegen, werden wir 
sie unterstützen. Selbst Aung San Suu 
Kyi  antwortete  in  ihrem  Interview  mit 
der New York Times sehr vorsichtig im 
Hinblick  auf  eine  Untersuchung  von 
Menschenrechtsverletzungen  in  Bur-
ma. Wir kämpfen gegen Straflosigkeit, 
jedoch auf eine sehr vorsichtige Weise. 
Aber die wichtigen Schritte müssen in-
nerhalb des Landes selbst  unternom-
men werden. Wir können Burma nicht 
die Demokratie aufzwingen."

Die Sanktionen sollten so lange gültig 
bleiben, bis sich Einzelheiten substanti-
ell geändert haben. Die EU arbeitet an 
den  Einzelheiten,  die  die  Sanktionen 
betreffen. Zehn burmesische politische 
Parteien  haben  die  Aufhebung  der 
Sanktionen  gefordert.  Aber  zur  Zeit 
können  wir  sagen,  dass  die  EU  die 
Sanktionen verlängern wird."

Alle Vertreter der deutschen Regierung 
bestanden  darauf,  dass  "deutsche 
Wirtschaftsinteressen  getrennt  von 
Menschenrechten  betrachtet  werden. 
Die Basis ist  die "Rechtsstaatlichkeit". 
Dies ist  der  Hauptpunkt.  Deutschland 
ist  daran  interessiert,  dass  in  Burma 
Rechtsstaatlichkeit  hergestellt  wird, 
dies  muss  aber  durch  das  burmesi-
sche Volk selbst geschehen. Das The-
ma  der  Menschenrechte  und  Wirt-
schaftsinteressen stehen nicht im Wi-
derspruch zueinander."

Aung Htoo,  Generalsekretär  des  bur-
mesischen  Juristenverbandes,  wies 
darauf hin, dass zur Zeit in Burma kei-
ne  Rechtsstaatlichkeit  besteht.  "Wie 
können Sie ohne das Bestehen eines 
freien  Handels  innerhalb  des  Landes 
Menschenrechte  vom  Wirtschaftsthe-
ma  trennen?"  fragte  Aung Htoo.  Alle 
Firmen  befinden  sich  in  den  Händen 
der Kumpane des Militärregimes."

Gleichzeitig mit  dem Treffen fand vor 
dem Aussenministerium eine stumme 
Demonstration von ungefähr 20 Perso-

nen statt, um an die Menschenrechts-
verletzungen, die auch heute in Burma 
begangen werden, zu erinnern.

Bilder der Demo

           ****************************

Das Jahr 2011 begann mit einer Reihe 
von prodemokratischen Aufständen in 
Nordafrika  und  dem  Mittleren  Osten, 
die alsbald unter dem Namen der "Jas-
min-Revolution" liefen. Aber der süsse 
Duft der Freiheit  wehte über den Ma-
ghreb  und  verlor  sich  auf  dem  Weg 
nach Libyen.

Inspiriert  von  den  erfolgreichen  De-
monstrationen,  die  die  Führer  im  be-
nachbarten Tunesien und Ägypten ver-
drängten, zogen verärgerte Libyer auf 
die Strasse, um gegen die stagnieren-
de korrupte Herrschaft  von Muammar 
al-Quadhafi  zu  protestieren,  der  über 
seine sogenannte "Jamahiriya", die Re-
publik seines eigensten Volkes mit ei-
serner Faust  regiert,  seitdem er 1969 
einen Putsch inszeniert hatte.

Im  Gegensatz  zu  prodemokratischen 
Demonstrationen in anderen Teilen der 
arabischen Welt,  zogen die unbewaff-
neten  libyschen  Demonstranten  den 
Zorn al-Quadhafis auf sich, der die Op-
position   hart  niederzwang,  indem er 
sich seiner loyalen Streitkräfte bediente 
und selbst Düsenjäger einsetzte.

Am  25.  Februar  rief  der  Menschen-
rechtsrat  der Vereinten Nationen (Hu-
man  Rights  Council  -  HRC)  zu einer 
Sondersitzung  in  Genf  zusammen. 
Diese  verabschiedete  umgehend  und 
übereinstimmend eine Resolution,  um 
"eine  unabhängige  internationale  Un-
tersuchungskommission  nach  Libyen 
zu  entsenden,  die   alle  angeblichen 
Verletzungen des internationalen Men-
schenrechtsgesetzes  im  Lande unter-
suchen soll".

Am  Tage  nach  der  Resolution  des 
Menschenrechtsrates  nahm  der  Si-
cherheitsrat der UNO (UNSC) einstim-
mig eine historische Resolution an, mit 

der Sanktionen gegen das Regime al-
Qadhafis   ausgesprochen  wurden, 
einschliesslich  der  Empfehlung,  den 
Fall  an  den  Internationalen 
Strafgerichtshof  (ICC)  zu  leiten,  um 
dort  zu  untersuchen,  inwieweit  das 
libysche Regime durch den Angriff auf 
seine  Bürger  "Vergehen  gegen  die 
Menschlichkeit" verübt hat.

In der in der Geschichte der UNO sel-
tenen  Übereinstimmung  haben  alle 
fünf  Vetomächte  -  die  Vereinigten 
Staaten,  China,  Grossbritannien, 
Frankreich und Russland  - für ein Vor-
gehen  gegen  das  al-Qadhafi-Regime 
gestimmt.

Wie das Nachrichtenzentrum der UNO 
mitteilt, hat der Internationale Gerichts-
hof (ICC) am 28.  Februar einen Pro-
zess angestrengt,  um entscheiden zu 
können, inwieweit eine Verletzung der 
Menschenrechte  durch  das  libysche 
Regime, das seine eigenen Bürger an-
greift, stattfindet. Der Staatsanwalt des 
Internationalen Strafgerichtshofes ICC, 
Luis Moreno-Ocampo, sagte,  dass es 
keine Straffreiheit für schuldige Führer 
geben wird  und dass er "umgehend" 
eine Entscheidung treffen will.

Die Weltorganisation bewies, dass sie 
innerhalb weniger  Tage stark  und ef-
fektiv mit  einem Schurkenregime um-
gehen kann und kann dafür nur gelobt 
werden. Aber warum ist die UNO dann 
so machtlos, wenn es sich um die Mili-
tärjunta in Burma handelt?

Die Antwort ist klar und einfach: in der 
Verurteilung  der  libyschen Regierung, 
sprach der UNO-Sicherheitsrat mit ei-
ner  Stimme,  eine  Einstellung,  die  im 
Falle Burmas in keiner Weise vorhan-
den war.

Das  burmesische  Volk  endete  jedes-
mal, wenn es sich erhob und die Um-
wandlung der  Militärherrschaft  in eine 
Demokratie  forderte,  in  einem  Sperr-
feuer  brutaler  Niederwerfungen.  Alle 
burmesischen  Demonstranten  erwar-
tet, auf der Strasse erschossen zu wer-
den, festgenommen zu werden und ge-
foltert zu werden, durch die Flucht ins 
Exil gezwungen zu werden, oder es er-
wartet sie eine unmenschliche Gefäng-
nisstrafe.

2007 zeigten  die  burmesischen  Herr-
scher  ihre  völlige  Verachtung,  indem 
sie ihren Truppen befahlen, in die Men-
ge zu schiessen, und dies nicht nur auf 
unbewaffnete Demonstranten, sondern 
selbst  auf buddhistische Mönche und 
Nonnen. 

2003 bewies die Junta ihr      ...
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...  rücksichtsloses  Vorgehen,  in-
dem sie auf die prodemokratische Füh-
rerin Aung San Suu Kyi eine vorsätzli-
che Attacke  plante und ihre  Motorko-
lonne in Depayin, einer Stadt in Zen-
tralburma,   inszenierte,  in  der  loyale 
Schläger um die 70 Menschen mit Stö-
cken  und  Steinen  und  mit   blossen 
Fäusten töteten. 

In den vergangenen 20 Jahren hat die 
burmesische Armee in den ethnischen 
Grenzgebieten  mehr  als  3000  Dörfer 
niedergebrannt und dadurch eine halbe 
Million  Menschen,  grösstenteils  aus 
den  ethnischen  Minderheitsgruppen, 
zur Flucht in den Djungel oder über die 
Grenze nach Thailand gezwungen.

Alle  diese  Menschenrechtsverletzun-
gen  sind  gut  in  Resultationen  doku-
mentiert und wurden seit Anfang 1990 
regelmässig  jedes  Jahr  der  UNO-
Generalversammlung  und  dem  Men-
schenrechtsrat  HCR  vorgelegt.  Trotz-
dem erfreut sich die burmesische Jun-
ta weiterhin der Straffreiheit bei Kriegs-
verbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit.

Das Fehlen einer unabhängigen Unter-
suchungskommission hat die Situation 
verschärft  und  die  Generäle  davon 
überzeugt, dass sie auf keiner interna-
tionalen legalen Arena belangt werden 
können.

Anfang 2010 forderte Tomάs Quintana, 
Sonderberichterstatter  für  Menschen-

rechte in Burma,  in einem bisher nicht 
dagewesenen Schritt in seinem Bericht 
an den Menshenrechtsrat  die Untersu-
chung möglicher Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit  und  Kriegsverbrechen 
in Burma. Bis heute haben weder der 
Menschenrechtsrat  noch  der  UNO-
Sicherheitsrat darauf reagiert.

Am 3. März gab das Asian Legal Re-
source  Center  (ALRC)  einen  Presse-
bericht bezüglich einer separaten Vor-
lage  heraus,  die  anlässlich  der  16. 
ordnungsmässigen  Sitzung  des  Men-
schenrechtsrates (vom 28. Februar bis 
zum 25. März) in Genf erfolgte. In die-
ser  Presseerklärung  bezog  sich  das 
ALRC auf Fragen, die  die  Delegation 
der japanischen Regierung an die bur-
mesische Delegation während der Sit-
zung gerichtet hatte und sagte:

"Das Problem der systemischen Men-
schenrechtsverletzungen  in  Myanmar 
(Burma)  ist  weniger  ein  Problem  der 
Ablehnung, sich auf die Standards der 
Internationalen Gemeinschaft einzulas-
sen, noch eine Verpflichtung dem inter-
nationalen  Recht  gegenüber,  als  ein 
Problem, sich dem internen Gesetz ge-
genüber  oder  besser  irgendwelchen 
Gesetzesstandards  wie  auch  immer 
geartet, verpflichtet zu fühlen".

Die  Erklärung  unterstrich  auch  die 
Schwäche  des  Menschenrechtsrates 
mit der Aussage: "Die Lücke zwischen 
dem innerstaatlichen  Gesetz und der 
Realität in Myanmar ist nicht die einfa-

che Konsequenz von Methoden, die zu 
Menschenrechtsverletzungen  führen, 
sondern es ist eine Sache der Politik. 
Dies  ist  der  elementare  Grund  der 
chronischen Menschenrechtsverletzun-
gen in Myanmar, dennoch wurde dies 
bisher nicht richtig oder in seiner Gän-
ze vom Menschenrechtsrat anerkannt".

Unglücklicherweise  hört  das  burmesi-
sche Volk nie eine Stimme vom UNO-
Sicherheitsrat,  was  zur250311  Folge 
hat,  dass  für  die  fortdauernden Men-
schenrechtsverletzungen  durch  die 
Junta irgendein internationaler gesetzli-
cher Rahmen fehlt.

Ist dies so, weil der burmesische star-
ke  Mann,  Seniorgeneral  Than  Shwe, 
bisher keine friedlichen Demonstranten 
auf der Strasse bombardiert hat wie al-
Qadhafi?  Oder geschieht  es,  weil  die 
Junta  ihre  blutigen  Spuren  bisher  er-
folgreich verwischt hat? Ist es, weil es 
bisher  keine  Spaltung  in  den  Reihen 
des burmesischen Militärs gab?

Obwohl der derzeitige Zustand der Ge-
walt   in  Libyen  hinsichtlich  Intensität 
und Handhabung sich völlig  von den 
Ereignissen  in  Burma  unterscheidet, 
hat es das burmesische Volk seit lan-
gem verdient, dass  die UNO sich über 
die  Ungerechtigkeit  im  Lande  aus-
spricht.

***************************
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